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2 Begriffliche Eingrenzung – Definition und Ursachen von 

Schulabsentismus1 

 
Schulabsentismus beschreibt zunächst allgemein das Fernbleiben vom Unterricht und von 
der Schule. Darunter lassen sich als Unterformen zusammenfassen: 
 

• das Schulschwänzen/ das Schulverweigern als vom Schüler aktiv entschiedenes 
Fernbleiben 

• das angstindizierte Fernbleiben, z. B. Schulangst oder Schulphobie sowie  
• das Zurückhalten des Schülers vom Unterricht in erster Linie durch die Eltern. 

 
Schulabsentismus kann folglich als eine Form einer Verhaltensauffälligkeit beschrieben 
werden, mit der Kinder und junge Menschen auf ihre individuellen Problemlagen unter 
Berücksichtigung ihrer unterschiedlichen Persönlichkeitsentwicklungen und Biografien in 
verschieden starker Ausprägung reagieren. Dabei ist Schulabsentismus als Symptom zu 
verstehen und nicht als „Diagnose“. Was sich hinter dem (Fehl-)Verhalten der betroffenen 
Schülerin bzw. dem betroffenen Schüler verbirgt, ist stets individuell zu ergründen. 

2.1 Entstehung von Schulabsentismus2 

Bei der Entstehung von Schulabsentismus sind drei wesentliche Merkmale zu benennen: 
 

1. Das Fernbleiben vom Unterricht und von der Schule wird von dem Schüler 
subjektiv als ein (erfolgreiches) problemlösendes (Fehl)-Verhalten erlebt. 

2. Schulabsentismus entsteht aus Lernprozessen und Vermeidungsstrategien. 
3. Über- bzw. Unterforderung und Nichtbeachtungs- bzw. Versagenserleben spielen 

eine große Rolle bei diesem Lernprozess. 
 
Schulabsentismus als Flucht vor schwierigen bzw. angstbeladenen Situationen ist dabei 
häufig ein Ausgangspunkt, sich zunehmend der notwendigen Auseinandersetzung mit den 
individuellen Problem- und Gefühlslagen zu entziehen und wird so zum 
Konfliktvermeidungsverhalten. In diesem Zusammenhang entwickeln sich oft auch 
depressive Verstimmungen in Kombination mit einem Rückzug aus verschiedenen 
Bereichen des sozialen Lebens oder auch Ängste, die sich mitunter psychosomatisch 
ausdrücken, um ein Fernbleiben von Schule zu erreichen. Hierbei können verschiedene 
Formen von Angst als Auslöser oder Hintergrund für Schulabsentismus unterschieden 
werden: 
 

• Trennungsangst 
• Lern- und Leistungsangst 
• Stigmatisierungsangst 
• Strafangst 
• Personenangst 
• Konfliktangst 
• Zukunftsangst 
• Schullaufbahnangst 

(vgl. Schulze 2003) 

                                                
1
 Siehe Handbuch Schulabsentismus - Hintergründe und Handlungshilfen für den Schulalltag, Freie Hansestadt 

Bremen 
2
 ebenda; Schulabsentismus – Wenn Kinder nicht mehr zur  Schule gehen, eine Handlungsempfehlung für den 

Landkreis Kusel, Hrsg. Pädagogisches Landesinstitut RLP, Speyer, 2016 



 

6 Inha l tsverze ichn is   

 

 
Besondere Berücksichtigung bei Schulabsentismus im Grundschulalter muss dem 
Zurückhalten des Kindes von der Schule als besondere Form des Schulabsentismus und 
damit dem Verhalten der Eltern zukommen. Typische Fallkonstellationen aus der Praxis 
zeigen eine direkte Kausalität des Schulabsentismus mit Merkmalen wie Bildungsferne 
und/oder Erziehungsschwäche der Eltern, Problemlagen von Eltern wie Sucht oder 
psychische Erkrankung eines Elternteils und/oder eine Verantwortungsübernahme des 
Kindes für die Eltern und Geschwister. Ursachen können hier sein: 
 

• Gleichgültigkeit gegenüber einer schulischen Ausbildung, als Folge wird die 
Verantwortung für den Schulbesuch komplett auf die Kinder übertragen und die 
Umsetzung diesen überlassen. Die Eltern greifen hier nicht steuernd ein, eigene 
schlechte Erfahrungen in der Schulbiographie der Eltern spielen hier ebenfalls oft 
eine maßgebliche Rolle. 

• Kulturelle und religiöse Diskrepanzen, die zu Konflikten zwischen Schule und Eltern 
führen können, durch die zeitintensive Beschulung, lange Schuldauer, Gegensätze 
zwischen naturwissenschaftlichen Inhalten und dem Werteverständnis der Eltern, 
sprachliche Missverständnisse u.a. 

• Betreuungsanforderungen in der Familie und/oder Unterstützungsbedarf der Eltern, 
beispielsweise bei der Haushaltsführung, werden vom Kind mit übernommen und 
lassen einen geregelten Schulbesuch nicht zu, das Kind passt auf seine Eltern auf, 
betreut jüngere Geschwister, fungiert als Familienmanager und Dolmetscher u.a. 

• Verwahrlosung, Gewalt und Missbrauch können dazu führen, dass Kinder am 
Schulunterricht nicht teilnehmen können, um Spuren zu verschleiern und mögliche 
Verletzungen nicht zu offenbaren. 

• Krankheit oder psychische Beeinträchtigung der Erziehungsberechtigten, wie z.B. 
Depressionen, können zu erzieherischen Unzulänglichkeiten führen und ein 
Zurückhalten bedingen. 

 
Solche Problemlagen belasten i.d.R. eine verlässliche und fürsorgliche Haltung der Eltern 
und damit auch die Förderung des Schulbesuchs als Teil der Elternverantwortung. Damit 
sind als Adressaten für Hilfen, für Prävention und Intervention, immer sowohl das Kind als 
auch die Eltern im Blick zu behalten und damit Zielgruppe in einem abgestimmten Verfahren 
der verschiedenen Beteiligten. Prävention und Intervention bedürfen dabei einer klaren 
Haltung zum gesellschaftlichen Bildungsauftrag und dem Schulbesuch im Sinne der 
Schulpflicht bei gleichzeitiger Bereitschaft zum Fallverstehen und Vermittlung einer 
bedarfsgerechten Hilfe. 

2.2 Hinweise und Warnsignale für die Entstehung von 

Schulabsentismus3 

Bevor es zu massiven Formen des Fernbleibens vom Unterricht und der Schule kommt, sind 
sehr häufig Formen passiver Schulvermeidung wahrzunehmen, in dem die Schülerin oder 
der Schüler zwar physisch anwesend ist, sich aber nicht oder nur bedingt an dem 
Unterrichtsgeschehen beteiligt. 
 
Häufige Warnsignale für mögliche Formen passiver Schulvermeidung können folgende 
Verhaltensformen/-muster umfassen: 
 

• Schüler „träumt“ im Unterricht / „klinkt sich innerlich aus“  

                                                
3
 Siehe Handbuch Schulabsentismus - Hintergründe und Handlungshilfen für den Schulalltag, Freie Hansestadt 

Bremen 
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• Schüler zieht sich von Mitschülern oder Lehrpersonal zurück, bis hin zum „inneren“ 
Rückzug 

• Schüler ist nicht in die Klasse integriert/ nimmt eine Außenseiterrolle ein  
• Schüler fehlt eher bei Klassenfesten und Klassenfahrten 
• Schüler ist im Unterricht überwiegend geistig abwesend, gleichgültig, desinteressiert 
• Schüler beteiligt sich nicht am Unterricht, folgt nicht dem Unterrichtsgeschehen, 

arbeitet nicht im Unterricht mit 
• Schüler ist unzufrieden mit der Schule/ mit dem Unterricht 
• Schüler wirkt mit dem Unterrichtsstoff überfordert 
• Schüler ist übermüdet/ schläft im Unterricht 
• Schüler hat kein/ oder unvollständiges Unterrichtmaterial dabei 
• Schüler erledigt öfter keine Hausaufgaben 
• Schüler kommt zu spät/ verlässt zu früh den Unterricht 
• Schüler verlässt häufig während des Unterrichts den Klassenraum (z.B. wegen 

vermehrtem Toilettenbesuch) 
• Schüler verlässt häufig den Unterricht oder die Schule aufgrund körperlicher 

Beschwerden 
• Schüler fehlt oft „indirekt“ entschuldigt/ legt ärztliche Atteste vor 
• Schüler hat häufig Konflikte mit Lehrkräften oder Mitschülern 

 
Es wird empfohlen, solche Warnhinweise wahrzunehmen und bei der Einschätzung des 
Handlungsbedarfs zu berücksichtigen. 

3 Rechtliche Grundlagen 

3.1 Schulrechtliche Regelungen 

3.1.1 Grundschulordnung (GSchO)  

§ 22 Schulversäumnisse 
(1) Sind Schülerinnen oder Schüler verhindert, am Unterricht oder an sonstigen für 

verbindlich erklärten Schulveranstaltungen teilzunehmen, so ist die Schule vor 
Unterrichtsbeginn zu informieren. Eine begründete schriftliche Entschuldigung ist 
spätestens am dritten Tag vorzulegen. Die zusätzliche Vorlage von Nachweisen, in 
besonderen Fällen von ärztlichen, ausnahmsweise von schulärztlichen Attesten, kann 
verlangt werden. Unabhängig von weiteren Maßnahmen aufgrund des Schulgesetzes 
sind bei unentschuldigtem Fernbleiben die Eltern unverzüglich zu benachrichtigen. 

(2) Das Fernbleiben vom Unterricht und von sonstigen schulischen Pflichtveranstaltungen 
wird in der Klassenliste oder im Klassenbuch festgehalten. Schulversäumnisse § 54: 
Verstöße gegen die Ordnung in der Schule 

 
Abschnitt 11 
Störung der Ordnung 
§ 54 Verstöße gegen die Ordnung in der Schule  
(1) Es gehört zu den erzieherischen Aufgaben der Lehrkräfte, die Notwendigkeit und 

Funktion von Ordnungsregelungen einsichtig zu machen und so dazu beizutragen, dass 
die Schülerinnen und Schüler die Ordnung in der Schule bejahen und danach handeln.  

(2) Bei Verstößen gegen die Ordnung in der Schule können Ordnungsmaßnahmen 
ausgesprochen werden. 

(3) Verstöße gegen die Ordnung in der Schule liegen insbesondere vor bei Störungen des 
Unterrichtes oder sonstiger Schulveranstaltungen, bei Verletzungen der 
Teilnahmepflicht, bei Handlungen, die das Zusammenleben in der Schule oder die 
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Sicherheit der Schule oder der am Schulleben Beteiligten gefährden, sowie bei 
Verletzung der Schulordnung und der Hausordnung. 

3.1.2  Rheinlandpfälzisches Schulgesetz (SchulG) 

§ 1 Auftrag der Schule 
(1) Der Auftrag der Schule bestimmt sich aus dem Recht des jungen Menschen auf 

Förderung seiner Anlagen und Erweiterung seiner Fähigkeiten, unabhängig von seiner 
Religion, Weltanschauung, Rasse oder ethnischen Herkunft, … 

 
§ 2 Eltern und Schule 
(2) Schule und Eltern gewährleisten gemeinsam das Recht des Kindes auf Erziehung und 

Bildung. Sie ermöglichen dem Kind die Wahrnehmung des öffentlichen Erziehungs- und 
Bildungsangebots entsprechend seiner Neigung, seinen Fähigkeiten und seiner 
Entwicklung. 

 
§ 3 Schülerinnen und Schüler 
(3) Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, vom schulischen Bildungs- und 

Erziehungsangebot verantwortlich Gebrauch zu machen. Unterricht und Erziehung 
erfordern Mitarbeit und Leistung. 

 
Abschnitt 2 
Pflicht zum Schulbesuch 
§ 56 Grundsatz 
(1) Der Besuch einer Schule ist Pflicht für alle Kinder, Jugendlichen und Heranwachsenden, 

die in Rheinland-Pfalz ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben; 
völkerrechtliche Bestimmungen und zwischenstaatliche Vereinbarungen bleiben 
unberührt. 

(2) Die Pflicht zum Schulbesuch besteht für Kinder von Asylbewerberinnen und 
Asylbewerbern und sich ohne ihre Eltern in Rheinland-Pfalz aufhaltende Kinder und 
Jugendliche, die einen Asylantrag gestellt haben, sobald sie einer Gemeinde 
zugewiesen sind und solange ihr Aufenthalt gestattet ist. Für ausreisepflichtige Kinder 
und Jugendliche besteht die Pflicht zum Schulbesuch bis zur Erfüllung ihrer 
Ausreisepflicht. Im Übrigen unterliegen Kinder von Ausländerinnen und Ausländern der 
Pflicht zum Schulbesuch, sofern die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen. 

 
§ 57 Beginn des Schulbesuchs 

Alle Kinder, die bis zum 31. August das sechste Lebensjahr vollenden, besuchen die 
Schule mit dem Beginn des Schuljahres. 

 
§ 64 Teilnahme am Unterricht, Untersuchungen 
(1) Die Schülerinnen und Schüler haben regelmäßig am Unterricht und an sonstigen für 

verbindlich erklärten Schulveranstaltungen teilzunehmen, … 
 
§ 65 Mitwirkung der Eltern, Lehrkräfte und Ausbildenden 
(1) Die Eltern melden ihre Kinder zum Schulbesuch an und sorgen dafür, dass sie die 

Verpflichtungen nach den §§ 64 und 64a erfüllen.  
 
§ 66 Ordnungsmittel 
(1) Wer ohne berechtigten Grund nicht am Unterricht oder an den sonstigen für verbindlich 

erklärten Schulveranstaltungen teilnimmt oder sich nicht untersuchen lässt (§ 64), kann 
der Schule oder der mit der Untersuchung beauftragten Stelle zwangsweise zugeführt 
werden. Die Schulleiterin, der Schulleiter oder die Schulbehörde beantragt die 
Zuführung bei der für den Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt zuständigen 
Verwaltung ... 
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Abschnitt 5 
Mitwirkung der Eltern 
§ 37 Grundsatz 
(1) Die Eltern haben das Recht und die Pflicht, an der schulischen Erziehung ihrer Kinder 

mitzuwirken.  
 
Teil 7 - Schlussbestimmungen 
§ 99 Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. der Pflicht zum Besuch einer Schule beharrlich nicht nachkommt (§ 64 Abs. 1),  
2. sich nicht den erforderlichen schulärztlichen, schulzahnärztlichen, schulpsychologischen 

oder sonderpädagogischen Untersuchungen unterzieht (§ 64 Abs. 2 und 3), 
3. als Elternteil oder mit der Erziehung und Pflege Beauftragte oder Beauftragter die 

Anmelde- und Mitwirkungspflichten aus § 65 Abs. 1 nicht erfüllt. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu eintausendfünfhundert Euro 

geahndet werden… 

3.2 Sonstige relevante Rechtsbestimmungen 

UN-Kinderrechtskonvention 
Artikel 28 – Recht auf Bildung 
(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf Bildung an; um die 

Verwirklichung dieses Rechts auf der Grundlage der Chancengleichheit fortschreitend zu 
erreichen, werden sie insbesondere... 

a) den Besuch der Grundschule für alle zur Pflicht und unentgeltlich machen;  
b) die Entwicklung verschiedener Formen der weiterführenden Schulen allgemeinbildender 

und berufsbildender Art fördern, sie allen Kindern verfügbar und zugänglich machen und 
geeignete Maßnahmen wie die Einführung der Unentgeltlichkeit und die Bereitstellung 
finanzieller Unterstützung bei Bedürftigkeit treffen;  

c) allen entsprechend ihren Fähigkeiten den Zugang zu den Hochschulen mit allen 
geeigneten Mitteln ermöglichen;  

d) Bildungs- und Berufsberatung allen Kindern verfügbar und zugänglich machen;  
e) Maßnahmen treffen, die den regelmäßigen Schulbesuch fördern und den Anteil 

derjenigen, welche die Schule vorzeitig verlassen, verringern.  
(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die 

Disziplin in der Schule in einer Weise gewahrt wird, die der Menschenwürde des Kindes 
entspricht und im Einklang mit diesem Übereinkommen steht. 

 
Grundgesetz 
Artikel 6 – Grundrecht auf Pflege und Erziehung  
 
(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung. 
(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst 

ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. 
(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund eines 

Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versagen 
oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen. 

 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 
§ 1666 Gerichtliche Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls 
 
(1) Wird das körperliche, geistige oder seelische Wohl des Kindes oder sein Vermögen 

gefährdet und sind die Eltern nicht gewillt oder nicht in der Lage die Gefahr 
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abzuwenden, so hat das Familiengericht die Maßnahmen zu treffen, die zur Abwendung 
der Gefahr erforderlich sind. 

(3) Zu den gerichtlichen Maßnahmen nach Absatz 1 gehören insbesondere  
 
1. Gebote, öffentliche Hilfen wie zum Beispiel Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe und 

der Gesundheitsfürsorge in Anspruch zu nehmen, 
2. Gebote, für die Einhaltung der Schulpflicht zu sorgen, … 
6. die teilweise oder vollständige Entziehung der elterlichen Sorge. 
 
SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfegesetz 
§ 21 Unterstützung bei notwendiger Unterbringung zur Erfüllung der Schulpflicht 

Können Personensorgeberechtigte wegen des mit ihrer beruflichen Tätigkeit 
verbundenen ständigen Ortswechsels die Erfüllung der Schulpflicht ihres Kindes oder 
Jugendlichen nicht sicherstellen und ist deshalb eine anderweitige Unterbringung des 
Kindes oder des Jugendlichen notwendig, so haben sie Anspruch auf Beratung und 
Unterstützung. In geeigneten Fällen können die Kosten der Unterbringung in einer für 
das Kind oder den Jugendlichen geeigneten Wohnform einschließlich des notwendigen 
Unterhalts sowie die Krankenhilfe übernommen werden. Die Leistung kann über das 
schulpflichtige Alter hinaus gewährt werden, sofern eine begonnene Schulausbildung 
noch nicht abgeschlossen ist, längstens aber bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres. 

 
§ 8a Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung 
(1) Werden dem Jugendamt gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines 

Kindes oder Jugendlichen bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko im 
Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte einzuschätzen. Soweit der wirksame Schutz 
dieses Kindes oder dieses Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird, hat das Jugendamt 
die Erziehungsberechtigten sowie das Kind oder den Jugendlichen in die 
Gefährdungseinschätzung einzubeziehen und, sofern dies nach fachlicher Einschätzung 
erforderlich ist, sich dabei einen unmittelbaren Eindruck von dem Kind und von seiner 
persönlichen Umgebung zu verschaffen. Hält das Jugendamt zur Abwendung der 
Gefährdung die Gewährung von Hilfen für geeignet und notwendig, so hat es diese den 
Erziehungsberechtigten anzubieten. 

(2) Hält das Jugendamt das Tätigwerden des Familiengerichts für erforderlich, so hat es das 
Gericht anzurufen; dies gilt auch, wenn die Erziehungsberechtigten nicht bereit oder in 
der Lage sind, bei der Abschätzung des Gefährdungsrisikos mitzuwirken. … 

4 Präventive Maßnahmen4 

 
Als ein Beitrag zur Prävention könnten folgende Punkte gelten: 
1. Eine Voraussetzung für präventive Maßnahmen bezogen auf die Schulebene stellt 

der offene Umgang mit dem Thema Schulabsentismus dar. Bei allen Beteiligten 
innerhalb der Schulen sollte vorausgesetzt werden, Schulabsentismus als eine 
pädagogische Herausforderung anzunehmen und sich damit auseinanderzusetzen. 
 

2. Die Kooperation zwischen Elternhaus und Schule ist Grundvoraussetzung für einen 
gelingenden Problemlösungsprozess. Neben dem Vorhandensein von 
Gesprächsführungskompetenz sind die folgenden Punkte von Bedeutung: 

 
• klare Gesprächsstruktur 
• regelmäßiger Austausch auch ohne negativen Anlass 

                                                
4
 Vgl. Handbuch Schulabsentismus - Hintergründe und Handlungshilfen für den Schulalltag, Freie Hansestadt 

Bremen 
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• Einbinden der Eltern als Experten für ihre Kinder 
• symmetrische vs. komplementäre Kommunikation 
• Augenhöhe vs. Machtunterschiede 
• Teilhabe und Partizipation von Eltern am Schul-/Unterrichtsgeschehen 

(Einbeziehung der Eltern in das Schulleben). 
 
3. Die Haltung der Lehrkräfte und im Besonderen die der Klassenleitung bildet eine 

wichtige Basis für die Beziehungsgestaltung. Es empfiehlt sich, Schüler, die 
besonders in den Blick genommen werden sollen, regelmäßig 
Gesprächsmöglichkeiten anzubieten. Um ein lösungsorientiertes Gespräch mit 
Schülern sowie deren Eltern erfolgreich führen zu können, ist zu empfehlen, folgende 
Leitgedanken des lösungsorientierten Gesprächsansatzes zu beachten. Ziel sollte 
sein, gemeinsam die Problemstellung klar zu benennen, Erklärungen dafür zu finden 
sowie Ziele zu vereinbaren. 

 
Fragen Sie sich vor einem Gespräch: 

 
• Wo und wann dieses stattfinden soll? 
• Ob noch andere Personen an dem Gespräch beteiligt werden sollen? 
• Ob es einen neutralen Moderator geben sollte? 

 
Wichtige Hinweise für die Gesprächsführung: 

 
• Sprechen Sie in „Ich-Botschaften“! 
• Zeigen Sie Interesse an dem Schüler und seinem Leben und Problem! 
• Versuchen Sie den Schüler zu verstehen, seine Situation nachzuvollziehen. (Nicht 

anklagen) 
• Behalten Sie stets im Blick, dass das Verhalten des Schülers subjektiv 

problemlösend ist. (Das Verhalten macht für den Betroffenen Sinn) 
• Bauen Sie positive Aspekte/Komplimente ein und zeigen Sie Anerkennung für 

Verhaltensweisen und Dinge die der Schüler gut kann. 
(benutzen Sie hierbei kein „ABER“) 

• Was läuft gut und soll sich nicht verändern? 
• (Er-)Finden Sie Lösungen mit dem Schüler gemeinsam, nur so entsteht Motivation. 
• Bieten Sie Unterstützungsmöglichkeiten an! 
• „Weniger ist manchmal mehr“! 
 

Die SMART-Kriterien helfen bei einer effizienten und realistischen Zielbeschreibung: 
 
Spezifisch: Ist das Ziel für alle Beteiligten klar und verständlich? Es sollte konkret, detailliert 

und situationsbezogen sein. 
 
Messbar: Sind Kriterien zur Überprüfung angelegt? Woran erkennen alle, dass sich das 

Problem gebessert hat? Bei Schulvermeidung ist es hilfreich die Zeit der 
Anwesenheit mit einer Prozentzahl festzuhalten, diese kann je nach vorherigem 
Vermeiden zwischen 50-90% liegen. 

 
Akzeptiert: Sind alle mit dem Ziel einverstanden? Werden die Hilfen akzeptiert? Ist die 

Motivation bei den Beteiligten vorhanden? 
 
Realistisch: Ist das Ziel realistisch? Kann der Jugendliche das Ziel erreichen? Ist es 

kleinschrittig genug? „Weniger ist manchmal mehr“! 
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Terminiert: Sind Termine vereinbart, wann man prüft, ob die Ziele erreicht wurden? Es ist 
zu empfehlen sich, egal wie es läuft, zu einem zweiten Termin zu treffen, um, 
wenn es gut läuft, auch Positives zu besprechen (Folgetermin nach 4-6 
Wochen). 

5 Gestaltung von Übergängen von Kita zur Schule zur primären 

Prävention 

 
Bereits im Übergang von der Kindertagesstätte in die Grundschule benötigen Eltern 
Informationen und im Einzelfall auch Unterstützung, um diesen gut gestalten zu können. Die 
Broschüre „Regeln für den Schulbesuch in Rheinland-Pfalz und Worms“ gibt Eltern alle 
wichtigen Informationen rund um den Schulbesuch und die Schulpflicht in Deutschland. Die 
Broschüre ist gut verstehbar in einfacher Sprache entworfen. Zusätzlich steht eine 
Kurzfassung in arabischer, bulgarischer, rumänischer, türkischer Sprache sowie in Tigrinya 
und Farsi zur Verfügung (https://www.worms.de/de/mein-worms/bildung-und-
lernen/bildungsbuero/Download-von-Materialien.php). Die Broschüre wird den Grundschulen 
zur Verfügung gestellt mit der Bitte, diese allen Eltern bei der Schulanmeldung 
auszuhändigen.  
(Anlagen 13 + 14). 
 
Bei Versäumnissen von Eltern, ihre Kinder in der Grundschule und/oder zur 
Schuleingangsuntersuchung anzumelden, erhalten diese ein Erinnerungsschreiben der 
Grundschule des jeweiligen Schulbezirks (siehe Anlage 11). In Einzelfällen, in denen sich 
abzeichnet, dass Eltern eine besondere Unterstützung brauchen, kann auch hier bereits 
Kontakt mit dem Fachdienst der Mobilen Jugendhilfe an Grundschulen aufgenommen 
werden.  
  

https://www.worms.de/de/mein-worms/bildung-und-lernen/bildungsbuero/Download-von-Materialien.php)
https://www.worms.de/de/mein-worms/bildung-und-lernen/bildungsbuero/Download-von-Materialien.php)
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6 Interventionen bei Schulabsentismus 

6.1 Verfahrensschema bei Schulabsentismus 

Die Handlungsabläufe im Fall von Schulabsentismus bestimmen sich aus der jeweiligen 
Phase der Verselbständigung der Problematik. Daraus bestimmt sich die Anforderung an ein 
strukturiertes Verfahren in Schulen. Seitens des Pädagogischen Landesinstituts wird in 
Anlehnung an Ricking (2011) ein strukturgebendes Handlungskonzept vorgeschlagen, um 
einen einheitlichen Umgang mit Schulversäumnissen zu gewährleisten und der Lehrkraft zu 
ermöglichen, sichere und einheitliche Entscheidungen zu treffen.5 Dazu werden aufeinander 
aufbauende Handlungsschritte empfohlen: 
 

 
Weiterhin bedarf es verbindlicher Kooperationsstrukturen zwischen Schule und den anderen 
beteiligten Institutionen, den Grundschulen, der Ordnungsbehörde und dem Jugendamt, 
vertreten durch den Fachdienst der Mobilen Jugendhilfe an Grundschulen und dem 
Allgemeinen Sozialen Dienst. Die Fallverantwortung bleibt bis zur Grenze der 
Kindeswohlgefährdung bei der Schule!  
 
 

                                                
5
 Schulabsentismus – Wenn Kinder nicht mehr zur  Schule gehen, eine Handlungsempfehlung für den Landkreis 

Kusel, Hrsg. Pädagogisches Landesinstitut RLP, Speyer, 2016 

Überprüfung der Abwesenheit: Tgl. Anwesenheitskontrollen, unverzügliche, telefonische Rückfragen bei den 

Eltern zur Kontrolle und Sicherstellung, dass dem Kind nichts passiert ist. Frühzeitige Transparenz zu dieser 

Regelung für die Eltern.  

Dokumentation der Fehlzeiten: Wie oft fehlt der Schüler? Wann und wie lange fehlt das Kind? Über welchen 

Zeitraum sind die Schulversäumnisse zu beobachten? Nimmt die Intensität zu? Mögliche Auslöser? Gibt es 

einen Zusammenhang zu den schulischen Leistungen? Was wurde bisher getan? Gibt es weitere Probleme wie 

bspw. eine Ausgrenzung aus der Klassengemeinschaft? 

Unverzügliches Reagieren auf Fehlzeiten: Je länger Schüler der Schule fernbleiben, umso schwieriger wird 

es, einen geregelten Schulbesuch wiederherzustellen. Ein unverzügliches Reagieren ist wichtig, um ein 

ausweitendes Fernbleiben bzw. eine Verweigerung zu verhindern. Reagieren heißt, Eltern informieren, Klärung 

herbeiführen, genau dokumentieren, bei Entschuldigung durch die Eltern ggf. ärztliche Attestpflicht ab dem 1. 

Fehltag zur Auflage machen. 

Gesprächsführung mit den Beteiligten: Ziel ist es, die Hintergründe für das schulvermeidende Verhalten zu 

erfahren und Lösungsansätze heraus zu arbeiten. Wissen die Eltern Bescheid? Liegen ernsthafte 

Erkrankungen vor, die den Schulbesuch erschweren? Existieren schulbezogene oder soziale Ängste? Fällt es 

dem Kind schwer, sich von den Eltern zu trennen? 

Entwicklung und Verwirklichung schulischer Handlungen: Die schulischen Maßnahmen sollten individuell 

entwickelt werden, da sie auf die Ursachen abgestimmt sein müssen. Nur im Verstehen der 

Problemzusammenhänge und der Kenntnis von Ressourcen des Kindes, der Familie und des Umfelds lassen 

sich gute, bedarfsgerechte  Lösungen finden. Der Maßnahmenplan sollte ein Bündel von Maßnahmen 

beinhalten, die dafür geeignet sind bestehende Hürden wegzuräumen und Hemmschwellen abzubauen. Es 

sollten Maßnahmen geplant werden, die ein hohes Maß an Struktur und Verbindlichkeit  herstellen.   

Wichtig ist eine Nachsorge und Prüfung der Wirksamkeit! 
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6.2 Schnittstellen zu Kooperationspartnern 

6.2.1 Mobile Jugendhilfe an Grundschulen 

Die Mobile Jugendhilfe an Grundschulen ist ein beratendes Angebot an Wormser 
Grundschulen im Sinne eines niedrigschwelligen Beratungsangebots des Jugendamtes (im 
Vorfeld von Hilfen zur Erziehung) an Schule und gemeinsam mit Schule an Eltern. Der 
Fachdienst wird auf Anfrage von Lehrkräften tätig oder auf Anfrage von Eltern und deren 
Kindern. Die Hilfe kann in verschiedenen Settings geleistet werden, je nach Bedarfslage im 
Einzelfall. Die Beratung ist als Komm- und Gehstruktur möglich und ist im Wesentlichen der 
Beratung gem. § 13 SGB VIII zuzuordnen. Bei HzE-Bedarf oder bei Kinderschutzfällen 
erfolgt eine Hinzuziehung und/oder Fallübergabe an den Allgemeinen Sozialdienst des 
Jugendamtes. 
 
Handlungsmöglichkeiten bei Schulabsentismus: 
 

• Beratung der Schule/ Klassenleiterin im Umgang mit Schulabsentismus  
• Diagnostische Erfassung der Gesamtsituation im Sinne eines multikausalen 

Fallverstehens  
• Hausbesuch (angekündigt oder unangekündigt) gemeinsam mit der Lehrkraft oder in 

Absprache mit dieser 
• Gemeinsames klärendes Gespräch mit den Eltern in der Schule 
• Ggf. auch Einbestellung zum Gespräch ins Jugendamt, wenn eine Kontaktaufnahme 

über die Schule von den Eltern nicht aufgenommen wird 
• Unterrichtsbeobachtung als diagnostisches Element 
• Beratende Begleitung von Übergängen in die Schule bei Kindern mit besonderen 

Problemlagen im Einzelfall 
• Begleitung der Information des ASD des Jugendamtes bei Hinweisen auf eine 

Kinderrechtsverletzung/ Kindeswohlgefährdung 
 

Dies setzt eine frühzeitige Einbindung dieses Fachdienstes voraus, bevor sich der 
Schulabsentismus „verfestigt“ oder sich die Problemlage „verselbständigt“ hat. Die 
Kontaktaufnahme mit der Mobilen Jugendhilfe erfolgt in der Regel schriftlich 
(Fallanfragebogen) oder im Rahmen von offenen Sprechstunden an Schulen mit 
entsprechendem Bedarf. 

6.2.2 Kinderärzte/Gesundheitsamt  

Kooperation mit Kinder- und Hausärzten 
 
Bei begründeten Zweifeln an einer Entschuldigung wegen Erkrankung eines Kindes (bspw. 
bei sehr hohem Krankheitstagen ohne entsprechende ärztliche Befunderhebung, länger als 3 
Tagen oder häufig wiederholtes unentschuldigte Fehlen) hat die Schule gem. § 22 
Grundschulordnung das Recht, den Eltern aufzuerlegen, eine ärztliche Bescheinigung zur 
Überprüfung des Gesundheitsstandes vorzulegen.  
 
Hier zeigen sich in der Praxis häufige folgende Verhaltensmuster: 

• Vorlage von Attesten verschiedener Ärzte  
• Vorlage von Attesten „bestimmter“ Ärzte, die der Problematik weniger aufmerksam 

gegenüberstehen 
• Entschuldigung von den Eltern, ohne einen Arzt aufzusuchen. 

 
Aufgrund des Kinderärztemangels und den hohen Patientenzahlen der Hausärzte ist eine 
Vorlage nur in Fällen mit einem deutlich begründeten Verdacht umsetzbar. Eine Information 
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des Kinder-/Hausarztes über die Problemlage ist sinnvoll, um diesen für die Fragestellung zu 
sensibilisieren – dazu bedarf es grundsätzlich eines Einverständnisses durch die Eltern. 
 
Kooperation mit dem Gesundheitsamt 
 
Soweit die ärztliche Überprüfung über die niedergelassenen Kinder-/Hausärzte nicht 
zielführend und erfolgreich umgesetzt werden kann, oder diese an der Mitwirkung des 
Kindes und seiner Eltern scheitert, kann die Schule eine amtsärztliche Untersuchung zur 
Beurteilung der Schulfähigkeit des Kindes beim Gesundheitsamt Alzey-Worms beantragen. 
 
Das Gesundheitsamt benötigt für seine Beurteilung von der Schule folgende Informationen: 
 

• Zeitpunkt der Einschulung (regulär/verspätet?), Klassenwiederholungen, derzeitige 
Klasse 

• Genaue Erfassung der Fehlzeiten: Anzahl der Gesamttage 
(entschuldigt/unentschuldigt), Dokumentation von Zusammenhängen und Auffällig-
keiten (vor oder nach Wochenenden, an Klassenarbeitstagen, bestimmte Fächer…) 

• Mitteilung der bisher ergriffenen Maßnahmen: Gespräche mit Eltern und/oder Kind, 
bisher eingeleitete Ordnungsmaßnahmen, Einbeziehung der Sozialarbeiter, 
Schulpsychologischer Dienst, Jugendamt oder anderer Institutionen  

• Mitsenden folgender Unterlagen: Entschuldigungsschreiben der Eltern, alle Krank-
meldungen, die letzten Zeugnisse 
 

… denn nur mit einer umfassenden Information ist eine gute Beurteilungsgrundlage für ein 
aussagekräftiges Gutachten sicher gestellt. 
 

6.2.3 Ordnungsbehörde 

Schulabsentismus als Verletzung der Teilhabepflicht am Schulbesuch ist gem. § 54 
Grundschulordnung und § 66 SchulG eine Ordnungswidrigkeit, die entsprechende 
Ordnungsmittel auf Antrag der Schule zur Folge hat. Zur Umsetzung von Konsequenzen aus 
der Ordnungswidrigkeit „Schulversäumnisse“ ist für alle Kinder, die in Worms leben, die 
Ordnungsbehörde der Stadtverwaltung in Worms zuständig.  
 
Abgestimmtes Verfahren6 zur Einleitung und Umsetzung von Ordnungsmitteln:   
  

• Einleitung eines Bußgeldverfahrens bei Kindern gegen die sorgeberechtigten 
Eltern: Das festgesetzte Bußgeld (i.d.R. 5,00 € pro Tag) ist verbindlich und muss 
gezahlt werden, ansonsten wird es zwangsvollstreckt (Pfändung bis hin zur 
Erzwingungshaft). Die Einleitung des Verfahrens erfolgt auf Antrag der Schule, es 
bedarf hierzu der genauen Angabe der Fehltage. Dem Antrag folgt immer das 
Bußgeldverfahren, im Bedarfsfall findet eine Rückmeldung bzw. Kontaktaufnahme 
durch die Ordnungsbehörde mit der Schulleitung statt.  
(Formblatt dazu siehe Anlage 6) 

 
• Zwangsweise Zuführung:   

- Die Schule sendet ihren Antrag per FAX an das Ordnungsamt  
- Das Ordnungsamt versucht, die beantragte Zuführung zeitnah, d.h. innerhalb 

einer Woche umzusetzen. 
- Am Tag der Zuführung findet vorher eine Rückkoppelung mit der Schule statt, um 

sicherzustellen, dass das Kind auch an diesem Tag tatsächlich fehlt. 

                                                
6
 Abstimmung mit der Ordnungsbehörde Worms in Anlehnung an die Vereinbarung mit den 
weiterführenden Schulen und den Ordnungspolizeilichen Rechtsgrundlagen 
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- Ob die Zuführung bis ins Klassenzimmer umgesetzt wird ist im Einzelfall nach 
pädagogischem Ermessen abzustimmen und zu entscheiden. 

- Sollte die Zuführung an diesem Tag nicht umsetzbar sein, so wird sie am 
Folgetag erneut aufgenommen. 
(Formblatt dazu siehe Anlage 7) 

 
Zielführend ist eine zeitnahe Reaktion, um eine Verhaltensänderung herbei zu führen und 
dem Anliegen eines regelmäßigen Schulbesuchs mit Nachdruck zu begegnen. Es gibt keine 
festgelegte Reihenfolge der Ordnungsmittel, Schule kann die Einleitung eines Bußgeldes 
und die zwangsweise Zuführung auch parallel beantragen, um so zeitliche Verzögerungen 
zu vermeiden. 

6.2.4 Allgemeiner Sozialer Dienst 

Der ASD des Jugendamtes ist mit einzubeziehen, soweit ein Hilfebedarf für eine Hilfe zur 
Erziehung gem. § 27 SGB VIII besteht oder gewichtige Anhaltspunkte für eine 
Kindeswohlgefährdung vorliegen, die auf einen besonderen Schutzbedarf hinweisen. Der 
Kontakt wird vom vorgeschalteten Fachdienst der Mobilen Jugendhilfe hergestellt und die 
weitere Kooperation vorbereitet. 
 
Bei gewichtigen Anhaltspunkten für eine Kindeswohlgefährdung ist das Verfahren gem. § 4 
KKG einzuhalten und eine „InsoFa“ mit einzubeziehen – die Verfahrensschritte hier sind in 
der Handlungsempfehlung „Kinderschutz an Schulen“ für Worms beschrieben. Bei einer 
akuten Gefährdung ist die Schule befugt und aufgefordert, eine Meldung direkt an den ASD 
zu machen! 
 
Das Jugendamt – aber auch Schule – hat die Möglichkeit, das Familiengericht einzuschalten 
und auf ein Gebot der Einhaltung der Schulpflicht gem. § 1666 Abs. 3 BGB hinzuwirken. In 
diesen Prozess ist das Jugendamt im Rahmen der Familiengerichtshilfe immer auch 
regelhaft eingebunden! 

7 Anlagen 
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Anlage 2: Anamnesebogen (Umfeldanalyse) 
Anlage 3a: Protokollbogen für Gespräche mit Schülerinnen und Schülern 
Anlage 3b: Protokollbogen für Gespräche mit Erziehungsberechtigten 
Anlage 4: Bescheinigung des Kinderarztes 
Anlage 5: Informationsschreiben an Eltern bei erfolglosem Hausbesuch 
Anlage 6: Antrag auf Verhängung eines Bußgeldes 
Anlage 7: Antrag auf zwangsweise Zuführung 
Anlage 8: Aufenthaltsermittlung 
Anlage 9: Planung einer Fallkonferenz / "Runder Tisch" 
Anlage 10: Fallanfrage für eine Beratung als Insoweit erfahrene Fachkraft 
Anlage 11: Anschreiben an die Eltern bei fehlender Schulanmeldung und 

Schuleingangsuntersuchung 
Anlage 12: Fallanfragebogen an die Mobile Jugendhilfe an Grundschulen 
Anlage 13: Broschüre/ Regeln für den Schulbesuch in Rheinland-Pfalz und Worms 
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einer Rückmeldung bzgl. Fehltage und Gesprächsankündigung 
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7.1 Anlage 1 Übersicht Verfahrensschritte bei Schulabsentismus an 

 Grundschulen 

           Anlage 1 
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7.2 Anlage 2 Anamnesebogen 
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7.3 Anlage 3a Protokollbogen für Gespräche mit Schülerinnen und 

 Schülern 
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7.4 Anlage 3b Protokollbogen für Gespräche mit 

 Erziehungsberechtigten 
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7.5 Anlage 4 Bescheinigung des Kinderarztes 
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7.6 Anlage 5 Informationsschreiben an Eltern bei erfolglosem 

 Hausbesuch 
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7.7 Anlage 6 Antrag auf Verhängung eines Bußgeldes 
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7.8 Anlage 7 Antrag auf zwangsweise Zuführung 
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7.9 Anlage 8 Aufenthaltsermittlung 
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7.10 Anlage 9 Planung einer Fallkonferenz / "Runder Tisch" 

 
 
  



 

28 Inha l tsverze ichn is   

 

7.11 Anlage 10 Fallanfrage für eine Beratung als Insoweit erfahrene 

 Fachkraft 
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7.12 Anlage 11 Anschreiben an die Eltern bei fehlender 

 Schulanmeldung und -Schuleingangsuntersuchung 
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7.13 Anlage 12 Fallanfragebogen an die Mobile Jugendhilfe an 

 Grundschulen 

Anlage 12 
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7.14 Anlage 13 Broschüre/ Regeln für den Schulbesuch in Rheinland 

 Pfalz und Worms 

Anlage 13 
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7.15 Anlage 14 Flyer/ Regeln für den Schulbesuch in Worms 

  (Kurzfassung) 

Anlage 14 
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7.16 Anlage 15 Schriftliche Rückmeldungsbitte zu Fehltagen und 

 Gesprächsankündigung 

 
 


